
Anhang: 
Vertragsmuster 

 
Sondervertrag 

gemäß § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
 
 

 
1. Personalstelle, die für den Bund diesen 
 Vertrag abschließt                                                                                       
 
2. Vor- und Familienname des/der  
 Dienstnehmers/-in                                                   
 
3. Geburtsdatum       
 
4. Beginn des Dienstverhältnisses <frühestens mit 1. Jänner 2005>  
 
5. Das Dienstverhältnis wird eingegangen auf bestimmte Zeit, bis …  

 <längstens bis 31. August 2006>  
 
6.  Dienstort/örtlicher Verwaltungsbereich       
 
7. Beschäftigungsart Verwendung im Zusammenhang mit  
  der österreichischen     
  EU-Ratspräsidentschaft 2006 sowie  
  deren Vorbereitung und Aufarbeitung; 
  Höherer Dienst (bzw. Gehobener  
  Dienst, Fachdienst oder mittlerer Dienst) 
 
8. Entlohnungsschema siehe Punkt 15    
 
9. Vorrückungsstichtag                          ----------------   
 
10. Art der Grundausbildung                          ----------------    
 
11.  Beschäftigungsausmaß Vollbeschäftigung    
 
12. Der/Die Dienstnehmer/-in wird auf Grund der geltenden sozialversicherungsrechtlichen 

Bestimmungen bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter als Angestellte 
versichert. 

 
13. Auf dieses Dienstverhältnis finden die Bestimmungen des 

Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, und seiner 
Durchführungsverordnungen in der jeweils geltenden Fassung Anwendung, soweit im 
Punkt 15 nichts anderes bestimmt ist. 

 
14. Rechtsstreitigkeiten aus diesem Dienstverhältnis unterliegen den Bestimmungen des 

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes, BGBl. Nr. 104/1985, in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
15. Sonderbestimmungen: 
  
15.1 Der/Die Dienstnehmer/-in erhält für die Dauer der unter Punkt 7 genannten 

Beschäftigungsart und dem unter Punkt 9 genannten Beschäftigungsausmaß ein nicht 



steigerungsfähiges Sonderentgelt von monatlich € 2 200,- (bzw. 2 700,-, 1 800,-, 
1 500,- oder 1 350,-). Außer dem Sonderentgelt gebührt dem/der Dienstnehmer/-in für 
jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von 50 v.H. des 
Sonderentgelts, das ihm für den Monat der Auszahlung zusteht. Durch das 
Sonderentgelt gelten alle Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht als 
abgegolten. 10% (bzw. 5%) des Sonderentgelts gelten als Abgeltung für zeitliche 
Mehrleistungen.  

 
15.2 Betreffend die Abgeltung von Dienstreisen nach der Reisegebührenvorschrift 1955 ist 

die Gebührenstufe 2a (bzw. 1) heranzuziehen. 
 
15.3 Die Bestimmungen der §§ 19 (Vorrückung in höhere Entlohnungsstufen), 26 

(Vorrückungsstichtag), 66 (Ausbildungsphase), 67 (Dienstliche Ausbildung), 71 
(Monatsentgelt der Entlohnungsschemata v und h), 72 (Höhe des Monatsentgelts 
während der Ausbildungsphase) und 73 (Funktionszulage) des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 finden auf dieses Dienstverhältnis keine 
Anwendung. 

 
 
 
 

______________________ 
Ort und Datum 

 

 
 
     Für den Dienstgeber:                      Der/Die Dienstnehmer/-in:      
 
 
 
 
 
_______________________                                                       _______________________ 
Unterschrift des zuständigen                           Eigenhändige Unterschrift 
Organwalters 


